Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzig 


Nr. 37 Ausgegeben Danzig, den 15. Juli 1922 


Anhalt, Verorduung betreffend die Gebühren der Rechtsanwälte (S. 241). Geſetz betreffend Erhöhung der Tarifa 
füge im Gittere, Tier- und Expreßgutverkehr auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig (S. 241). Geſetz 
über Erhöhung der Zulagen in der Unfallverſicherung (S. 242). Geſetz über Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung 
(S. 242). Geſetz über Grundlohne und Vorſtandswahl bei den Krankenkaſſen (S 243). Geſetz uler vorlaufige Umgeſtaltung 
der Augeſtelltenverſicherung (S. 244). Geſetz betr. Herſtellung, Verkauf, Lagerung und Durchfuhr von Kriegsgerät. (S. 246). 
Geſetz zur Aenderung des Geſetzes über die Ausbildung von Kriegsteilnehmern zum Richteramte vom 19. April 1919. (Reichs⸗ 
geſetzblatt Seite 403 ff.) (S. 247). 


87 Verordnung 
betreffend die Gebühren der Nechtsanwälte. 

Auf Grund des Artikels II § 4 des Geſetzes betr. Anderung der Gerichtskoſtengeſetze und betr. die 
Gebühren der Rechtsanwälte, Gerichtsvollzieher, Notare, der Zeugen und Sachverſtändigen und die Schreib⸗ 
gebühren der Schiedsmänner vom 23. Dezember 1921 (Geſetzblatt S. 313) wird nach Anhörung des Vor⸗ 
ſtaudes der Anwaltskammer verordnet: 

$ 1. 

Der dem Rechtsanwalt zuſtehende beſondere Teuerungszuſchlag zu den Pauſchſätzen betragt bis auf 

weiteres 300 vom Hundert. 
§ 2. 

Die Verordnung tritt am 1. Juli 1922 in Kraft. 

Sie findet auf die vor dem Inkrafttreten anhangig gewordenen Rechtsſachen Anwendung, ſoweit 
nicht die Inſtanz vor dem Tage des Inkrafttretens beendigt war. 

Danzig, den 7. Juli 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


38 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betreffend Erhöhung der Tarifſätze im Güter, Tiers und Expreßgutverkehr auf den 
Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt Danzig. 
Artikel J. 
Der Senat wird ermächtigt, mit Wirkung vom 1. Juli 1922 einer Erhöhung der zur Zeit im 
Güter⸗, Tiers und Expreßgutverkehr geltenden Tarifſatze auf den Eiſenbahnen im Gebiete der Freien Stadt 


Danzig um 25 v. H. zuzuſtimmen. 
Artikel II. 


Dieſes Geſetz tritt in Kraft am Tage ſeiner Verkündung. 
Danzig, den 6. Juli 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 
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89 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Erhöhung der Zulagen in der Unfallverſicherung. 


Artikel J. 
Das Geſetz über Neuregelung der Zulagen in der Unfallverſicherung vom 10. März 1922 (Geſetzbl. 
S. 75) wird wie folgt geändert: 
I. Im $ 2 Zeile 2 und 5 tritt an die Stelle des Wortes „fünfzig“ je das Wort „dreiunddreißig⸗ 
undeindrittel“. 
II. S 8 Abſ. 2 erhält folgende Faſſung: 
Als Jahresarbeitsverdienſt gilt: 
1. bei Berechnung der erhöhten Verletzteurente eines Verletzten, der als ſolcher eine oder mehrere 
Renten bezieht, deren Hundertſatze zuſammen die Zahl fünfzig nicht erreichen, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen land— 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von neuntauſend Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen land⸗ 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von viertauſendachthundert 
Mark, 
im übrigen der Betrag von fünfzehntauſend Mark, 
2. bei Berechnung anderer erhöhter Renten, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines männlichen fand» 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von fünfzehntauſend Mark, 
falls die Rente nach dem durchſchnittlichen Jahresarbeitsverdienſt eines weiblichen land— 
wirtſchaftlichen Arbeiters feſtgeſetzt worden war, der Betrag von neuntauſend Mark, 
im übrigen der Betrag von vierundzwanzigtauſend Mark. 
Artikel II. 
Die Zulagen nach Artikel I dieſes Geſetzes werden für die Zeit nach dem 30. Juni 1922 gewährt. 
Artikel III. 
Der Senat kann mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes für ſoziale Angelegenheiten des Volkstages die 
im Artikel J Ziffer II feſtgeſetzten Geldbeträge anderweit feſtſetzen. 
Danzig, den 7. Juli 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


90 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
über Verſicherungspflicht in der Krankenverſicherung. 
8 1. 
Im $ 165 Abi. 1 Nr. 6 und Abſ. 2, im $ 577 Abſ. 1 und im $ 1084 der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung in der Faſſung des Geſetzes über Verſicherungspflicht, Verſicherungsberechtigung und Grundlöhne in 


der Krankenverſicherung vom 7. Marz 1922 (Geſetzbl. S. 63) wird das Wort „vierzigtauſend“ durch das 
Wort „zweiundſiebenzigtauſend“ erſetzt. 
$ 2. 


Wer in der Zeit ſeit dem 10. März 1922 wegen Überſchreitung der Verdienſtgrenze von vierzig⸗ 
tauſend Mark aus ſeinet Krankenkaſſe oder knappſchaftlichen Krankenkaſſe ausgeſchieden ijt, kann bei dieſer 
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Kaffe binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die Wiederaufnahme als Mitglied gemäß 
§ 313 der Reichsverſicherungsordnung beantragen, ſofern er beim Ausſcheiden zur Weiterverſicherung berechtigt 
war und nicht jetzt nach § 1 verſicherungspflichtig iſt. 

Die Kaffe kann den Berechtigten, wenn er fic) zum Beitritt meldet, ärztlich unterſuchen laſſen. Eine 
Erkrankung, die beim Wiedereintritt bereits beſteht, begründet für dieſe Krankheit keinen Anſpruch auf 
Kaſſenleiſtung. 

Wer einer Erſatzkaſſe angehört und auf Grund der Vorſchrift des § 1 in einer knappſchaftlichen 
Krankenkaſſe verſicherungspflichtig wird, weil ſein regelmäßiger Jahresarbeitsverdienſt vierzigtauſend Mark 
überſteigt, kaun von der Verſicherungspflicht bei der knappſchaftlichen Krankenkaſſe befreit werden, wenn er es bei 
ihr binnen ſechs Wochen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes beantragt. Dem Antrage muß ftattgegeben 
werden, wenn die Mitgliedſchaft bei der Erſatzkaſſe bereits länger als 6 Monate beſtanden hat. 

§ 3. 

Sind Perſonen, deren regelmäßiger Jahresarbettsverdienſt mehr als vierzigtauſend Mark, aber nicht 
mehr als zweiundſiebzigtauſend Mark beträgt, vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes trotz Überſchreitens der 
für ihre Verſicherungspflicht maßgebenden Verdienſtgrenze von ihrer Krankenkaſſe oder knappſchaftlichen 
Krankenkaſſe weiter wie verſicherungspflichtige Mitglieder behandelt worden, fo kann dieſe Mitgliedſchaft nach— 
träglich nicht mehr angefochten werden. Dies gilt auch für ſolche Fälle, in denen beim Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes ein Streitverfahren ſchwebt. 

§ 4. 


Die Friſt zur Meldung derjenigen Beſchäftigten, welche durch die Vorſchrift des § 1 der Ver⸗ 
ſicherungspflicht neu unterſtellt werden, wird bis zum vierzehnten Tage nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
erſtreckt, ſoweit fie nicht nach § 317 der Reichsverſicherungsordnung darüber hinausläuft. Die Meldung 
kann wirkſam ſchon vor dem Inkraftreten dieſes Geſetzes geſchehen. 


8 5. 
Das Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 7. Juli 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


91 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
über Grundlöhne und Vorſtandswahl bei den Srantentajjen. 
S 1. 


Im $180 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsorduung in der Faſſung der Verordnung des Staatsrates 
Danzig vom 16. Juni 1920 (Staatsanzeiger S. 150) und des Geſetzes über Verſicherungspflicht, Ver⸗ 
ſicherungsberechtigung und Grundlöhne in der Krankenverſicherung vom 7. März 1922 (Geſetzblatt S. 63) 
werden das Wort „vierzig“ durch das Wort „ſechszig“ und das Wort „achtzig“ durch das Wort „ein— 
hundertundzwanzig“ erſetzt. 

§ 2. 

Einer Satzungsänderung wegen der Erhöhung des Grundlohnes nach § 1 bedarf es bis zu einer 
weiteren geſetzlichen Anderung des $ 180 der Reichsverſicherungsordnung nur, wenn auch die bisher bei der 
Kaſſe beſtehenden Mitgliederklaſſen bet d Lohnſtufen geändert werden follen. Die nicht hierunter fallenden 
Anderungen des Grundlohnes hat inzwiſchen der Kaſſenvorſtand feſtzuſetzen; eines Beſchluſſes des Kaſſen⸗ 
ausſchuſſes bedarf es nur, wenn die Höchſtgrenze des Grundlohns über 60 Mark, bei Kaſſen aber, bei denen 
die Höchſtgrenze bisher ſchon 40 Mark überſtieg, wenn die Höchſtgrenze über 90 Mark hinaufgeſetzt werden ſoll. 
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Mitglieder, deren Grundlohn danach die bisher bei der Kaffe vorgeſchriebene Höchſtgrenze überſteigt, 
haben auf die ihrem neuen Grundlohn entſprechenden höheren Kaſſenleiſtungen von dem Tage des Vor— 
ſtandsbeſchluſſes ab auch in Verſicherungsfällen Anſpruch, die beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits 
eingetreten ſind. 

Fa: 

Für Beſchäftigte, die zur Mitgliedſchaft bei einer Orts-, Land- oder Innungskrankenkaſſe oder bei 
einer knappſchaftlichen Krankenkaſſe verpflichtet ſind und für die nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes ein 
höherer Grundlohn in Betracht kommt als der bisherige höchſte Grundlohn ihrer Kaſſe, haben die Arbeit— 
geber der Kaſſe binnen vier Wochen nach dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes die zur Berechnung der Beiträge 
erforderlichen Angaben zu machen. 

Zuwiderhandlungen werden gleich Zuwiderhandlungen gegen § 318 der Reichsverſicherungs— 
ordnung beſtraft. 

§ 4. 


Hat ein Kaſſenvorſtand vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes in der Annahme, nach § 9 Abſ. 1 
Satz 2, 3 des Geſetzes vom 7. März 1922 dazu berechtigt zu ſein, auch die bisher bei ſeiner Kaſſe 
beſtehenden Mitgliederklaſſen oder Lohnſtufen geändert, ſo ſind dieſe Anderungen von ihrem Erlaß an bis 
zu der im § 2 Abſ. 1 vorbehaltenen Satzungsanderung als gültig zu betrachten. Dies gilt auch, ſoweit 
darüber beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes ein Verfahren ſchwebt. Die Nichtanwendung dieſer Vorſchrift 
gilt, ſoweit Reviſion nach § 1695 der Reichsverſicherungsordnung zuläſſig iſt, auch dann als Reviſionsgrund, 
wenn das Oberverſicherungsamt ſie noch nicht anwenden konnte. 

Sind Anſprüche, die auf Grund dieſer Vorſchrift begründet ſind, bereits rechtskräftig abgewieſen 
worden, ſo hat die Krankenkaſſe auf Antrag des Berechtigten einen neuen Beſcheid zu erteilen. 

§ 5 

Dem § 328 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung der Verordnung über die Wahl des 
Vorſtandsvorſitzenden bei den Ortskrankenkaſſen und über die Kaſſenangeſtellten vom 5. Februar 1919 (Reichs⸗ 
geſetzbl. S. 181) wird als Abf. 2, 3 folgendes hinzugefügt: 

„Erhält kein Mitglied die fiir ſeine Wahl erforderliche Stimmenmehrheit, fo wird die Wahl 
auf einen anderen Tag anberaumt. Kommt die Wahl auch in der zweiten Sitzung nicht zuſtande, 
ſo gelten die beiden Mitglieder, welche die höchſte Stimmenzahl erhalten haben, mit der Maßgabe 
als gewählt, daß ſie den Vorſitz unter gegenſeitiger Stellvertretung abwechſelnd je für ein Jahr 
zu führen haben. Die Reihenfolge beſtimmt ſich nach der höchſten Stimmenzahl, bei Stimmen— 
gleichheit entſcheidet das Los. 

Für die etwa zu wählenden weiteren Stellvertreter gilt dieſe Vorſchrift enſprechend“. 

§ 6. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage ſeiner Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 7. Juli 1922. 
Der Seuat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Dr. Schwartz. 


92 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
über vorläufige Umgeſtaltung der Augeſtelltenverſicherung. 
Artikel J. 
Das Verſicherungsgeſetz für Angeſtellte vom 20. Dezember 1911 (Reichsgeſetzblatt S. 989) wird 
wie folgt geändert: 
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1. Im § 1 Abſ. 3 wird das Wort „Dreißigtauſend“ durch „hunderttauſend“ erſetzt. 
Im $ 16 erhält der Schluß folgende Faſſung: 
Klaſſe 0 von mehr als 15 000 bis 30 00 M 
> ite tp, TODO = 0000, 
7 5 „ a EDIT DOOR, 
a 75 000 M. 

3. Im $ 11 wird der Buchſtabe A erfegt durch „die der Senat für die Gewährleiſtung nach S 9 
feſtgeſetzt hat“. 

4. Im $ 73 Satz 2 in der Faſſung des Geſetzes zur Ergänzung des Geſetzes über Anderung des Ver— 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 28. April 1922 (Geſetzbl. S. 107) wird das Wort „ſechs⸗ 
fachen“ durch „zwanzigfachen“ erſetzt. 

5. Der § 172 erhält am Schluſſe des Abſ. 1 folgenden Zuſatz: 

in Gehaltsklaſſe N 60 M 
” " 0 80 n 
> LLO 

6. An die Stelle des § 182 treten folgende Vorſchriften: 

Vom 1. Januar 1923 an werden die Beiträge durch Einkleben von Marken in die Verſicherungs— 
karte des Verſicherten entrichtet. Das Nähere beſtimmt der Senat. 

Der Senat iſt ermachtigt, die beſtehenden Vorſchriften und Beſtimmungen über die Entrichtung 
der Beiträge zu ändern oder anderweit zu erſetzen, ſoweit dies infolge der Vorſchrift des Abſatzes 1 
Satz 1 erforderlich wird. 


to 


" " 77 


Artikel II. 
Auf Neuverſicherte finden die $$ 366, 395 bis 398 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte mit 
der Maßgabe Anwendung, daß die Friſten vom Inkrafttreten dieſes Artikels ab laufen. 


Artikel III. 

Den Wiederverſicherten werden die Kalendermonate der Zwiſchenzeit als Beitragsmonate im Sinne 
der SS 15, 49 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte angerechnet. 

Wenn ein ſolcher Augeſtellter von dem Rechte der freiwilligen Verſicherung nach § 15 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte für die zurückliegende Zeit, während welcher er nicht verſicherungspflichtig 
war, Gebrauch macht oder gemacht hat, ſo gelten die freiwilligen Beiträge, die er für dieſe Zeit entrichtet 
hat oder gültig nachentrichtet, als Pflichtbeiträge im Sinne des $ 48 des Verſicherungsgeſetzes für Angeftellte 
nicht dagegen im Sinne des § 398. Die freiwillige Verſicherung hat die Wirkung der Pflichtverſicherung 
nur inſoweit, als ihre Beiträge mindeſtens in der Gehaltsklaſſe des letzten Pflichtbeitrages vor jedem Aus- 
ſcheiden des Angeſtellten aus der Verſicherungspflicht und im Falle des § 177 mindeſtens in derjenigen Ge- 
haltsklaſſe, deren Beitrag dieſem Pflichtbeitrag am nächſten liegt, entrichtet ſind oder gültig nachentrichtet werden. 


Artikel IV. 

Neuverſicherte werden auf Grund des $ 11 des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte pon der 
Verſicherungspflicht rückwirkend auf den Tag ihres Beginns befreit, ſofern der Befreiungsantrag bis eil⸗ 
ſchließlich 31. Juli 1922 beim Rentenausſchuß oder der Reichsverſicherungsanſtalt eingeht und bereits zu dem 
früheren Zeitpunkte die geſetzlichen Vorausſetzungen für die Befreiung im übrigen wee 


Artikel V. 

Befreiungen von der eigenen Beitragsleiſtung, die auf Grund des bisherigen Geſetzes ausgeſprochen 
find oder noch ausgeſprochen werden, bleiben beſtehen. Der Abſatz 3 des Artikels II des Geſetzes zur 
Erganzung des Geſetzes über Anderung des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 28. April 1922 
(Geſetzbl. S. 107) wird aufgehoben. 
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Neue Befreiungen von der eigenen Beitragsleiſtung find unbeſchadet des S 390 Abſ. 2 des Ver⸗ 
ſicherungsgeſetzes für Angeſtellte nicht mehr zuläſſig. 
Artikel VI. 
Der Senat iſt ermächtigt, im Falle des Bedarfs mit Zuſtimmung des Ausſchuſſes des Volkstages 
für ſoziale Angelegenheiten die Grenze für die Verſicherungspflicht zu ändern. 
Artikel VII. 
Das Geſetz tritt am 1. Juli 1922 in Kraft. 
Danzig, den 7. Juli 1922. 


Der Senat der Freien Stadt Dauzig. 
y 
Sahin. Dr. Schwartz. 


93 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
betr. Herſtellung, Verkauf, Lagerung und Durchſuhr von Kriegsgerät. 


Sl. 
Verboten ift im Gebiete der Freien Stadt Danzig: 
a) die Herſtellung von Kriegsgerät, insbeſondere Kriegswaffen und Kriegsmunition, ſowie von 
Feuerwaffen aller Art, 
b) der Verkauf von Kriegsgerät, 
c) die Durchfuhr und die Lagerung von Kriegsgerät. 
Ausnahmen bedürfen der Zuſtimmung des Völkerbundes. 
8 2. 

driegsgerät im Sinne dieſes Geſetzes find alle Waffen, Angriffs: und Verteidigungsmittel ſowie 
ſonſtige Geräte, die ausſchließlich für den Gebrauch im Kriege beſtimmt ſind, ſowie die zur Herſtellung ſolcher 
Gegenſtände beſtimmten Spezialmaſchinen. =: 

§ 3. 
Unberührt bleiben: j 
a) die durch Artikel 28 der Danzig-polniſchen Konvention vom 9. November 1920 der Republik 
Polen gewährleiſteten Rechte, jederzeit und unter allen Umſtänden über Danzig Waren, gleich- 
viel welcher Art, einzuführen und auszuführen, ſoweit dies nicht durch die polniſchen Geſetze 
verboten iſt; 
b) die Beſtimmungen des Tranſitabkommens zwiſchen Polen, der Freien Stadt Danzig und 
Deutſchland vom 21. April 1921. 
§ 4. 

Dem Verbot des § Le unterliegen nicht die Waffen, die Munition und die Geräte, die für die 

Beamten des Polizei-, Sicherheits⸗ und Zolldienſtes zugelaſſen und beſtimmt find. 
Se. 

Mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Haft oder mit Geldftrafe bis zu 100 000 Mark wird 

beſtraft, wer den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zuwiderhandelt. 
§ 6. 

Kriegsgerät und Feuerwaffen aller Art, welche den Beſtimmungen dieſes Geſetzes zuwider hergeftellt, 
verkauft, durch das Gebiet der Freien Stadt Danzig durchgeführt oder dort gelagert worden ſind, können 
beſchlagnahmt und unbeſchadet der daran beſtehenden Eigentumsverhältniſſe zugunſten der Staatskaſſe ein⸗ 
gezogen werden. 
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BER 
Die Herſtellung von Luftfahrgerät wird durch beſonderes Geſetz geregelt werden. 
Danzig, den 17. Mai 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 


Sahm. Schümmer. 


94 Senat und Volkstag haben ſolgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz 
zur Anderung des Geſetzes über die Ausbildung von Kriegsteilnehmern zum Nichteramte 
vom 19. April 1919. 
(Reichsgeſetzblatt Seite 403 ff.) 
Artikel 1. 
Im Geſetz über die Ausbildung von Kriegsteilnehmern zum Richteramte vom 19. April 1919 
(Reichsgeſetzblatt Seite 403 ff.) wird der Satz 2 des § 2 geſtrichen. 
Artikel 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 6. Juli 1922. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Frank. 


Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


